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Stadt Karlsruhe

\ Karlsruhe

Satzung der Stadt Karlsruhe uber die
Unterhaltung von Obdachlosenunterkiinften

4/2

vom 26. Oktober 1993 (Amtsblatt vom 5. November 1993), in der letzten Fassung vom
19. Februar 2013 (Amtsblatt vom 7. Juni 2013)

Aufgrund des § 4 der Gemeindeordnung fur Baden-Wurttemberg in der Fassung vom

24. Juli 2000 (GBI. S. 582, ber. S. 698), zuletzt geandert durch Verordnung vom 25. Ja-
nuar 2012 (GBI. S. 65), und der §§ 2 und 13 des Kommunalabgabengesetzes flr Baden-
Wairttemberg vom 17. Marz 2005 (GBI. S. 206), zuletzt geandert durch Verordnung vom
25. Januar 2012 (GBI. S. 65) hat der Gemeinderat der Stadt Karlsruhe folgende Satzung be-
schlossen:

)

2)

§1
Zweckbestimmung/Rechtsform

Die Stadt Karlsruhe betreibt Obdachlosenunterkinfte als 6ffentliche Einrichtungen in der
Form unselbstandiger Anstalten des offentlichen Rechts.

Obdachlosenunterklinfte sind die zur Unterbringung von Obdachlosen von der Stadt
Karlsruhe bestimmten Gebaude, Wohnungen und Raume.

Die Unterkunfte dienen der Unterbringung Obdachloser. Als obdachlos gelten Personen,
die durch Vollstreckung eines gerichtlichen Raumunagstitels oder aus anderen Griinden
ihre bisherige Wohnung oder Unterkunft verloren haben und die die von ihrer Obdachlo-
sigkeit ausgehenden Stérungen der 6ffentlichen Ordnung nicht selbst beseitigen kon-
nen.

§2
Benutzungsverhaltnis
Das Benutzungsverhaltnis ist 6ffentlich-rechtlich.

Das Benutzungsverhaltnis entsteht durch schriftliche Einweisungsverfligung der Stadt. Es
endet mit der Aufgabe der Unterkunft durch den/die Eingewiesene(n) oder durch Verfi-
gung, die dem/der Betroffenen den weiteren Aufenthalt in der Unterkunft versagt, weil
Obdachlosigkeit im polizeirechtlichen Sinne nicht mehr vorliegt bzw. Selbsthilfe zumut-
bar ist.
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(3) Ein Anspruch auf Zuweisung von Raumen bestimmter Art und GroBe besteht nicht. Die
Uberlassenen Raume durfen nur durch die in diese eingewiesenen Personen und aus-
schlieBlich zu Wohnzwecken benutzt werden.

(4) Die Stadt ist berechtigt, nach pflichtgemaBem Ermessen Umsetzungen innerhalb der Ob-
dachlosenunterklinfte zu verflgen.

(5) Ohne Einwilligung des Benutzers/der Benutzerin ist die Umsetzung in eine andere Unter-
kunft insbesondere moglich, wenn

1. die bisherige Unterkunft im Zusammenhang mit Abriss, Umbau-, Erweiterungs-, Er-
neuerungs- oder InstandsetzungsmaBnahmen geraumt werden muss,

2. der Stadt die Verfligungsgewalt Uber die Unterkunft entzogen bzw. ein Miet- oder
Nutzungsverhaltnis mit dem Vermieter von Wohnraum beendet wird,

3. die bisherige Unterkunft unterbelegt ist, z. B. bei Belegung eines Doppelzimmers
durch eine Einzelperson,

4. der Benutzer/die Benutzerin Satzungsbestimmungen oder die Hausordnung trotz
Abmahnung nicht einhalt oder sein/ihr Verhalten Anlass zu Konflikten gibt, bei de-
nen eine sofortige Umsetzung erfolgen muss.

§3
Benutzungsgebiihren

(1) Fur die Benutzung der Obdachlosenunterkliinfte werden Benutzungsgebthren erhoben.
Sie betragen 300,00 Euro monatlich fir die eingewiesene Person im Einzelzimmer. Bei
Unterbringung in einem Mehrbettzimmer betragt die Gebuhr 225,00 Euro monatlich. Bei
Ehepaaren oder Eltern mit Kindern, die gemeinsam untergebracht werden, betragt die
Benutzungsgebuhr fir die zweite und jede weitere Person des Familienverbandes
75,00 Euro monatlich. Nebenkosten fur Heizung, Wasser, Gas und Elektrizitat werden
nicht erhoben. Sofern die Unterbringung weniger als einen Monat dauert, werden die
Benutzungsgebihren anteilig erhoben.

(2) GebuUhrenschuldner ist der Benutzer/die Benutzerin der zugewiesenen Raume und Nut-
zungsflachen. Mehrere Benutzer/-innen haften als Gesamtschuldner.

(3) Die GebuUhrenpflicht entsteht mit dem Bezug der zugewiesenen Unterkunft. Sie endet
mit dem Tag des Auszugs.

(4) Eine vortbergehende Nichtbenutzung der Unterkunft entbindet den Benutzer/die Benut-
zerin nicht von der Verpflichtung, die GebuUhr entsprechend Abs. 1 und 2 vollstandig zu
entrichten.

(5) Die Gebuhren werden durch Gebuhrenbescheid erhoben und sind monatlich jeweils zum
Monatsanfang zur Zahlung fallig.
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§4
Benutzungsordnung

Die Rechte und Pflichten der Benutzer/-innen bestimmen sich im Ubrigen nach der dieser Sat-
zung beigefligten Benutzungsordnung. Die Benutzungsordnung ist Bestandteil der Satzung.

§5
Versagung der Unterkunft

(1) Personen, die sich strafbarer Handlungen schuldig machen, die sich gegen die Obdachlo-
senunterkinfte als 6ffentliche Einrichtung, gegen Bedienstete der Obdachloseneinrich-
tungen oder untergebrachte Obdachlose richten oder die trotz schriftlicher Abomahnung
wiederholt in grober Weise gegen die Benutzungsordnung versto3en, kann die Unter-
kunft durch schriftliche Verfigung versagt werden.

(2) Gleiches gilt flr Personen, die sich trotz schriftlicher Aufforderung nicht um eine andere
Unterkunft bemuUhen.

(3) Die Stadt wird das Benutzungsverhaltnis auch dann beenden, wenn der Benutzer/die Be-
nutzerin die ihm/ihr zugeteilte Unterkunft nicht mehr selbst bewohnt, sie nicht mehr als
ausschlieBliche Unterkunft benutzt oder sie nur fir die Aufbewahrung seines/ihres Haus-
rates verwendet.

§6
Haftung und Haftungsausschluss

(1) Die Benutzer/-innen haften vorbehaltlich anderweitiger Regelungen in dieser Satzung
fur die von ihnen schuldhaft verursachten Schaden.

(2) Die Haftung der Stadt, ihrer Organe und ihrer Bediensteten gegentber den Benut-
zern/Benutzerinnen und Besucherinnen/Besuchern wird auf Vorsatz und grobe Fahrlas-
sigkeit beschrankt. Fir Schaden, die sich die Benutzer/-innen einer Unterkunft bzw.
deren Besucherinnen/Besucher gegenseitig zufligen, Gbernimmt die Stadt keine Haf-
tung.
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§7
Inkrafttreten
(1) Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer 6ffentlichen Bekanntmachung in Kraft. '

(2) Gleichzeitig tritt die Satzung vom 29. Juni 1982 in der Fassung vom 15. Januar 1988
auBer Kraft.

' Die letzte Fassung vom 19. Februar 2013 tritt am 1. Marz 2013 in Kraft.



Anlage
zu § 4 der Satzung der Stadt Karlsruhe liber die
Unterhaltung von Obdachlosenunterkiinften
vom 26. Oktober 1993
(Benutzungsordnung)

§1

Jeder Bewohner/jede Bewohnerin der Obdachlosenunterkiinfte ist verpflichtet, sich so zu
verhalten, dass er/sie den Betrieb der Einrichtung sowie Ruhe und Ordnung nicht stort.
Gegenseitige Rlcksichtnahme ist zu Gben. Die gemeinschaftlichen Einrichtungen sind ein-
vernehmlich zu nutzen. Die zugewiesenen Raume und deren Zubehor sind pfleglich zu
behandeln und nach Beendigung des Benutzungsverhaltnisses unbeschadigt zurlckzuge-

ben.

§1a

Die als Unterkunft Gberlassenen Raume dirfen nur von den eingewiesenen Personen
und nur zu Wohnzwecken genutzt werden.

Veranderungen an der zugewiesenen Unterkunft und an dem Uberlassenen Zubehor
darfen nur mit ausdrlcklicher Zustimmung der Stadt vorgenommen werden. Der
Benutzer/die Benutzerin ist im Ubrigen verpflichtet, die Stadt unverziglich von Scha-
den am AuBeren oder Inneren der Rdume in der zugewiesenen Unterkunft zu unter-
richten.

Die vom Benutzer/von der Benutzerin ohne Zustimmung der Stadt vorgenommenen
baulichen oder sonstigen Veranderungen kann die Stadt auf Kosten des Benut-
zers/der Benutzerin beseitigen und den friheren Zustand wiederherstellen lassen (Er-
satzvornahme).

Die Beauftragten der Stadt sowie die jeweiligen Hausverwalter/-innen sind berech-
tigt, die Unterklinfte in angemessenen Abstanden werktags in der Zeit von 6:00 Uhr
bis 20:00 Uhr zu betreten. Insbesondere bei Gefahr im Verzug kann die Unterkunft
jederzeit ohne Anklindigung betreten werden.

§2

Bewohner/-innen der Obdachlosenunterklinfte sind verpflichtet, die erforderliche poli-
zeiliche An- bzw. Abmeldung unverziglich selbst vorzunehmen. In den Obdachlo-
senunterktnften dirfen nur diejenigen Personen polizeilich angemeldet werden, auf die
sich die Einweisungsverfligung der Obdachlosenpolizeibehdrde erstreckt.
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§3

In die zugewiesenen Unterklnfte dirfen nur diejenigen Gegenstande eingebracht wer-
den, die fir den vortbergehenden Aufenthalt in der Obdachlosenunterkunft unbedingt
erforderlich sind. In den Fluren, im Keller und Speicher, im Hof sowie in den Ubrigen ge-
meinschaftlich genutzten Raumen dirfen Gegenstande nicht aufgestellt werden. Motor-
fahrzeuge, Fahrrader und Kinderwagen durfen nur an den zugewiesenen Platzen abge-
stellt werden.

§4

Besuche sind nur in der Zeit zwischen 15:00 Uhr und 21:00 Uhr zulassig. AuBBerhalb dieser
Zeiten ist der Aufenthalt von nicht in die Obdachlosenunterkiinfte eingewiesenen Perso-
nen in samtlichen Raumen nicht gestattet.

§5

Die vorhandenen Gemeinschaftseinrichtungen dirfen nur entsprechend ihrer Zweck-
bestimmung genutzt werden. Im Interesse der Nachtruhe ist die Benutzung der Bader und
Duschen grundsatzlich nur bis 22:00 Uhr gestattet.

Besuchern/Besucherinnen ist die Benutzung der Kichen, Bader und Duschen untersagt.

§6

Die zugewiesenen Unterklnfte sind von den Bewohnern/Bewohnerinnen regelmalig min-
destens einmal wochentlich zu reinigen. Abfalle sind von den Benutzern/ Benutzerinnen in
den bereitgestellten Abfallbehaltern unter Beachtung der stadtischen Abfallentsorgungs-
satzung in der jeweilig gultigen Fassung zu entsorgen. Sperrmull oder Altfahrzeuge durfen
auf dem Gelande der Unterkunft nicht entsorgt werden.

§7

Den Benutzern/Benutzerinnen ist es untersagt, ohne vorherige Zustimmung der Stadt

1. in die Unterkunft entgeltlich oder unentgeltlich einen Dritten aufzunehmen,

2. Strom oder Wasser an Personen abzugeben, die keine Benutzer/Benutzerinnen sind,
oder solchen Personen die Benutzung der Sanitareinrichtungen, insbesondere der
Duschen, zu gestatten,

3. Schilder (ausgenommen der tUblichen Namensschilder), Aufschriften oder Gegen-

stande in gemeinschaftlichen Raumen, in oder an der Unterkunft oder auf dem
Grundstuck der Unterkunft anzubringen oder aufzustellen,
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4. in der Unterkunft ein Tier - gleich welcher Art und GroB3e - zu halten,

5. Um-, An-und Einbauten sowie Installationen oder andere Veranderungen in der
Unterkunft vorzunehmen.

6.  Entsprechende Genehmigungen kénnen jederzeit zurlickgenommen werden, sofern
es zu Storungen oder Gefahrdungen der anderen Hausbewohner/-innen kommt.

§8

Wasche darf nur in den daflr ausdricklich bestimmten Raumen gewaschen und ge-
trocknet werden.

§9

Elektrische Gerate dirfen nur mit Zustimmung der Hausverwaltung angeschlossen und be-
trieben werden. BehelfsmaBige elektrische Leitungen und AuBBenantennen durfen nicht
angebracht werden. Die Aufstellung, Montage oder das Anbringen von Satellitenanten-
nen ist nicht zulassig. Der Anschluss von Telekommunikationseinrichtungen (z. B. Telefon
oder Telefax) ist nicht gestattet.

§10

Eltern sind daflr verantwortlich, dass ihre Kinder beim Spielen auf die BedUrfnisse der Be-
wohner/Bewohnerinnen Rucksicht nehmen und den Betrieb der Einrichtung nicht storen.

§ 11

Schlissel sind beim Auszug vollzahlig zurlickzugeben. In Verlust geratene HausschlUssel
werden auf Kosten des Bewohners/der Bewohnerin ersetzt. Werden die WohnraumschlUs-
sel nicht vollstandig zurickgegeben, wird der SchlieBzylinder auf Kosten des Bewoh-
ners/der Bewohnerin ausgetauscht. Das Anfertigen von Nachschlisseln ist untersagt.
Ebenso ist eine Weitergabe des HausschlUssels an Dritte unzulassig.

§12

Nach dem Auszug ist die Unterkunft in besenreinem Zustand zu verlassen. Die Hausver-
waltung erstellt dabei ein Abnahmeprotokoll. Vom Bewohner/von der Bewohnerin, sei-
nen/ihren Angehdrigen oder seinen/ihren Besuchern/Besucherinnen verursachte Schaden
hat der Bewohner/die Bewohnerin zu ersetzen.



	4-2 Obdachlosenunterkünfte
	N 4-2 Anlage

